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Verband der hoheren Verwaltungsbeamten Baden-Wiirttemberg e.V.




Juli 2014
Verbandsnachrichten
Verbandsexkursion 2014
Am Donnerstag, 25. September 2014, startet unser Bus um 12:30 Uhr, wie üblich, neben dem Ministerium für Finanzen und Wirtschaft, Theodor-Heuss-Straße 4 in Stuttgart.

Unser Ziel ist – immerhin drei Verbandsmitglieder haben richtig geraten – Kloster Maulbronn. Kloster Maulbronn gilt als die am vollständigsten erhaltene mittelalterliche Klosteranlage der Zisterzienser nördlich der Alpen. Dieser Erhaltung verdankt Kloster Maulbronn den Rang als Weltkulturerbe der UNESCO. In diesem Jahr feiert Maulbronn das 20-Jahr Jubiläum der Verleihung des Weltkulturerbe-Titels. Aus diesem Anlass wurde auch eine Zwei-Euro-Münze mit dem Motiv des Klosters geprägt. Nach einer kurzen Begrüßung vor Ort, werden wir eine interessante Führung durch die Anlage bekommen.

Der Bus bringt uns dann nach Schützingen, einem kleinen Ort im südlichen Stromberg. Das Straßendorf ist bekannt für seine Fachwerkhäuser und den noch sehr gut erhaltenen Scheunengürtel. Nach einem gemütlichen Gang durch das Dorf treffen wir gegen 18:00 Uhr im Weingut Zaiss ein. Zu den ausdrucksvollen Weinen des Weingut Zaiß gehören das ehrliche schwäbische Viertele genauso wie die besten Weine für ambitionierte Weintrinker. Dazu wird Deftiges und Leckeres aus der schwäbischen Küche gereicht.
Die Rückkehr in Stuttgart wird für 21:00 Uhr angestrebt.
Der Unkostenbeitrag beträgt 15 Euro pro Person. Das Abendessen mit Getränken geht auf eigene Rechnung – außer für den noch auszulosenden Gewinner des Preisrätsels, der natürlich vom Verband eingeladen wird.
Bitte melden Sie sich ab sofort bei Frau Elwenholl (Tel. 0711 / 123 – 2210, E-Mail: Simone.Elwenholl@mfw.bwl.de) an.

Gäste sind herzlich willkommen!
Keine Absenkung der Eingangsbesoldung und keine Verschiebung der Besoldungsanpassung mehr! Dazu haben wir an Herrn Ministerpräsident Winfried Kretschmann am 10. Juni 2014 folgenden Brief geschrieben:
Sehr geehrter Herr Ministerpräsident Kretschmann,

die Verhandlungen für den Tarifbeschäftigten des Bundes und der Kommunen sind abgeschlossen. Für 2014 gibt es 3,0 % und für 2015 sind 2,5 % vereinbart. Für die Bundesbeamten werden diese Werte zeit- und inhaltsgleich übernommen. Ferner liegen die Einnahmen des Landes um 400.000.000 EURO über den Planungen und der Bund übernimmt Ausgaben, die bisher das Land trägt – z.B. beim BaföG -, im Umfang von 325.000.000 EURO.

Auf Grund dieser Entwicklung ist die Verschiebung der Besoldungsanpassungen für 2014, 2015 und 2016 in Baden-Württemberg um jeweils 12 Monate sowie die Absenkung der Eingangsbesoldung in einem neuen Licht zu bewerten. Beide Maßnahmen aufzugeben erwarten wir von unserem Dienstherrn. Dies erfordert auch nur einen bescheidenen Anteil der genannten Mehreinnahmen. Soweit das nicht in einem Zuge möglich sein sollte, erwarten wir einen Stufenplan mit dem insbesondere die Verschiebung der Besoldungsanpassungen pro Jahr zeitlich wieder den Tariferhöhungen angenähert werden. Hinsichtlich der Kommunalbeamten ist die Situation bereits „skandalös“. Sie hinken im jetzigen System 2 Jahre hinter ihrem Tarifbereich hinterher. Immerhin hat das  Bundesverwaltungsgericht kürzlich entschieden, dass die Tarifergebnisse ein Maßstab für die Alimentation der Beamten durch den Dienstherren ist. Die Verletzung dieses Maßstabs sehen wir bei Verschiebungen um 12 bzw. gar 24 Monate als gegeben an.

Ferner fordern wir in den Haushalt 2015 und 2016 die nötigen jährlichen Steigerungen einzuplanen. Die Wertschätzung für uns und unsere Arbeit kann nur auf diese Weise nachhaltig zum Ausdruck gebracht werden, dass der Rückstand zuerst einmal beseitigt wird. Alle anderen Ausdrucksformen von Wertschätzung im Rahmen der Personalverwaltung sind solche, die wir im normalen mitmenschlichen Umgang miteinander von unserem Dienstherrn - bzw. Arbeitgeber - erwarten dürfen.

Mit freundlichen Grüßen

Bernhard Freisler
Auf unser Schreiben hat Herr Dr. Stegmann folgendermaßen geantwortet:
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Einen gleichlautenden Brief erhielt auch Herr Finanzminister Dr. Schmid. Aus dem Ministerium hat der Abteilungsleiter Norbert Eisenmann Folgendes geantwortet:
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Rechtsprechung

In den letzten Monaten sind mehrere berufspolitisch interessante Gerichtsurteile ergangen. Es begann am 27.2.2014. Das Bundesverwaltungsgericht hat zwei Aussagen getroffen. Zum einen, alle Beamten in Deutschland dürfen nach wie vor nicht streiken, und zum anderen, hoheitliche Aufgaben sind in der Regel Beamten zu übertragen.
Am 19.6.2014 hat der Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) auf Vorlagebeschlüsse des Verwaltungsgerichts Berlin entschieden, dass die Bemessung des Grundgehalts nach Lebensalter im Land Berlin eine Altersdiskriminierung darstellt. Jedoch stehen Art. 2 und Art. 6 Abs. 1 der Richtlinie 2000/78 einem Überleitungsrecht nicht entgegen, welches allein auf der Grundlage des unter dem alten Besoldungssystem erworbenen Grundgehalt ermittelt wird, obgleich dieses alte System eine Diskriminierung wegen des Alters beinhaltet.

Die Situation in den anderen Bundesländern und beim Bund unterscheidet sich vom Land Berlin u. a., was den Zeitpunkt der Fortgeltung und Ablösung des BBesG a. F. bzw. die Neugestaltung des Besoldungsrechts betrifft. In Baden-Württemberg fand das Besoldungsrecht a. F. (in der bis 31.8.2006 geltenden Fassung) bis 31.12.2010 Anwendung. Ab 1.1.2011 bestimmt sich der Aufstieg in den Stufen nunmehr nach Zeiten mit dienstlicher Erfahrung (Erfahrungszeiten).

Der BBW hatte seinen Mitgliedern (die sich nicht in der Endstufe ihrer jeweiligen Besoldungsgruppe befinden und kein Festgehalt beziehen) vorsorglich zur Rechtswahrung empfohlen, Widerspruch gegen die Höhe der Besoldung mit dem Ziel der Gewährung einer diskriminierungsfreien Besoldung einzulegen. Das Ministerium für Finanzen und Wirtschaft hatte zur Verfahrensweise mitgeteilt, dass zunächst die weitere Entwicklung der Rechtsprechung abzuwarten bleibt und dass entsprechende Widersprüche ruhend gestellt werden. Das LBV teilt hierzu nun auf seiner Homepage mit, dass dies auch weiterhin gilt, d.h. alle anhängigen Widersprüche weiterhin ruhend gestellt werden, so dass für die Betroffenen keine Nachteile entstehen.

Als Konsequenz aus dem Urteil ist daher zunächst die weitere verwaltungsgerichtliche Rechtsprechung und eine letztinstanzliche Klärung in Deutschland abzuwarten. So hat das Bundesverwaltungsgericht in einer Pressemitteilung vom 30.6.2014 bereits mitgeteilt, dass zum Thema der altersabhängigen Besoldungsstufen von Beamten zahlreiche Revisionsverfahren bei ihm anhängig sind, die verschiedene Fallgestaltungen (u. a. auch das Problem der zeitnahen Geltendmachung) betreffen. Das Bundesverwaltungsgericht beabsichtigt über diese Revisionsverfahren im Frühherbst (September/Oktober 2014) zu entscheiden. Offen bleibt vorerst auch, wie die Aussage des EuGH zu interpretieren ist, dass die Haftung der Bundesrepublik Deutschland (Entschädigungsanspruch) von deutschen Verwaltungsgerichten geprüft werden müsse.
Am 1.7.2014 hat das Verfassungsgericht des Landes Nordrhein-Westfalen geurteilt, dass nach dem Alimentationsprinzip die Bezüge der Beamten, Richter und Versorgungsempfänger anhand einer Gegenüberstellung mit bestimmten Vergleichsgruppen innerhalb und außerhalb des öffentlichen Dienstes festzusetzen sind.
Der Gesetzgeber ist grundsätzlich verpflichtet, die Bezüge an eine positive Entwicklung der wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse anzupassen. Er darf die Bezüge kürzen oder mit einer Anpassung hinter der Entwicklung der wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse zurückbleiben, um eine Überalimentation abzubauen. Dies ist jedoch nur dann statthaft, wenn die Bezüge nicht bereits an der unteren Grenze einer amtsangemessenen Alimentation liegen. Ferner ist das Abstandsgebot bei der Gestaltung der Alimentation zu berücksichtigen.
Das Bundesverwaltungsgericht hat am 17.4.2014 über die Beihilfegewährung für im Basistarif krankenversicherte Beamte entschieden. Es ging um die Änderung der Beihilfeverordnung (BVO) vom 20.12.2013. Dort wurde in Nr. 1.1 der Anlage zur BVO der Verweis auf die Regelungen des Fünften Sozialgesetzbuches aufgenommen. Danach erhalten Beihilfeberechtigte oder berücksichtigungsfähige Angehörige, die im Basis- oder Standardtarif bei einer privaten Krankenversicherung versichert sind, Beihilfe zu ärztlichen oder zahnärztlichen Aufwendungen nur in Höhe der nach § 75 Abs. 3 b S. 1 bzw. § 75 Abs. 3 a S. 2 und 3 SGB V vereinbarten bzw. festgelegten Gebührensätze. Das Gericht hat entschieden, dass eine Begrenzung des Anspruchs auf Gewährung von Beihilfe für diejenigen, die im sogenannten Basistarif privat krankenversichert sind, gegen den verfassungsrechtlichen Gleichheitsgrundsatz verstößt. 

Der BBW hatte daraufhin mit Schreiben vom 29. April 2014 das Ministerium für Finanzen und Wirtschaft aufgefordert, die entsprechenden Konsequenzen aus dem Urteil in der baden-württembergischen Beihilfeverordnung zu ziehen und bis dahin darauf hinzuwirken, dass alle diesbezüglichen bereits anhängigen Verfahren und anstehende Festsetzungen ruhend gestellt werden. Betroffenen Kolleginnen und Kollegen hatte der BBW empfohlen, mit dem Hinweis auf die BVerwG-Entscheidungen gegen noch nicht bestandskräftige Beihilfebescheide Widerspruch einzulegen. 

Nach Vorliegen und Auswertung der Urteilsbegründung des BVerwG hat das Ministerium für Finanzen und Wirtschaft nun in einem Schreiben an den BBW mitgeteilt, dass es das Landesamt für Besoldung und Versorgung angewiesen hat, im Vorgriff auf eine Änderung der Beihilfeverordnung (BVO) wie folgt zu verfahren: 

· Bei allen künftigen Beihilfeanträgen von Basis- und Standardtarifversicherten ist keine Begrenzung der Beihilfeleistung auf die niedrigeren Gebührensätze vorzunehmen. 
· Bei allen laufenden Beihilfeanträgen, Widersprüchen und Klageverfahren ist den Verfahren insofern abzuhelfen, als dass die Beihilfegewährung ohne Begrenzung auf die niedrigeren Gebührensätze zu erfolgen hat. 

Kommentar zur Lage

Wir müssen wachsam sein. Die berufspolitischen Angelegenheiten sind nicht nur Gegenstand der politischen Akteure, sondern auch der Gerichte aller Ebenen. Deren Aussagen gilt es zu interpretieren und im politischen Geschäft sinnvoll zu nutzen. Im Urteil vom Februar ist langfristig die Aussage interessant, dass hoheitliche Aufgaben von Beamten zu erfüllen sind. Es wird nun darum gehen festzulegen, was hoheitliche Aufgaben sind. Vielleicht müssen wir darauf drängen, dass Lehrer in allen Bundesländern wieder als Beamte Dienst tun. Vielleicht darf uns auch nicht mehr egal sein, dass in den Rathäusern viele hoheitliche Aufgaben von Tarifbeschäftigten erledigt werden. Vielleicht gibt es auch neue hoheitliche Aufgaben – zum Beispiel die Betreuung und Bildung von kleinen Kindern in Tagesstätten. Vielleicht ist der Bahnverkehr doch eine hoheitliche Aufgabe und die Privatisierung schleunigst zu beenden.

Zur Alimentation hat die Entscheidung aus Nordrhein-Westfalen die wichtige Feststellung getroffen, dass höhere Besoldungsgruppen nicht grundlos von niedrigeren Gruppen abgekoppelt werden können. Das Abstandsgebot zwischen den Ämtern ist zu beachten. Wir dürfen die Aussagen dankbar entgegennehmen und in die Verbandsarbeit integrieren. Unsere Aktivitäten zur Erhöhung der Eingangsbesoldung und zum Wegfall der Besoldungsverschiebung passen dazu.
S a v e  t h e  d a t e!

Wir planen unsere Mitgliederversammlung für Dienstag, den 18.11.2014 um 17 Uhr im Ministerium für Finanzen und Wirtschaft in Stuttgart.
Als neue Mitglieder begrüßen wir:

Oberstudienrätin Wiebke Freese, Landesinstitut für Schulentwicklung

Regierungsdirektor Christoph Weber, Ministerium für Finanzen und Wirtschaft

Regierungsdirektorin Elke Reuter, RP Stuttgart

Ministerialrat Stephan Burk, Kultusministerium

Referentin Marie Leypold, RP Freiburg

Ersten Landesbeamten Bernd Friedrich, LRA Rems-Murr-Kreis

Verwaltungsrat Arndt Zimmermann, Stadt Mannheim
Wir betrauern den Tod unserer langjährigen und treuen Mitglieder:

Ministerialdirigent i.R. Dietrich Munz, Lichtenstein

Leitenden Ministerialrat a.D. Dr. Ernst Haller

Oberbürgermeister a.D. Dr. Hans Hoss, Albstadt

Ministerialdirigent a.D. Dr. Ulrich Ziegler, Stuttgart.
Der Verband hat den Angehörigen schriftlich kondoliert.
Beigefügt ist unser neuer Werbeflyer, werben Sie Mitglieder.
An den

Verband der höheren Verwaltungsbeamten

Baden-Württemberg e. V.

Frau Simone Elwenholl
Wirtschaftsministerium

Theodor-Heuss-Str. 4

70174 Stuttgart

Anmeldung
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